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Vorblatt 


Mineralölsteuer-Änderungsgesetz 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Das geltende Recht sieht ab 1. Mai 1971 den Wegfall der Mine- 
ralölsteuer für schweres und leichtes Heizöl vor. Die Bundes- 
regierung hält es für erforderlich, die Stützungsmaßnahmen für 
die Kohle im wesentlichen fortzusetzen. Schweres Heizöl unter- 
liegt in den westeuropäischen Industriestaaten jedoch teils 
keiner, teils einer geringeren Steuer, während die steuerliche 
Belastung leichter Heizöle regelmäßig höher ist. 


B. Lösung 

Der bisherige Steuersatz für leichtes Heizöl soll aufrechterhal- 
ten und der Steuersatz für schweres Heizöl bis Anfang 1973 in 
zwei Stufen von 2,50 DM für 100 kg auf 1,50 DM für 100 kg 
gesenkt werden. Die Regelung soll zunächst bis 31. Dezember 
1974 gelten. 


C. Alternativen 

Der Bundesrat drängt auf eine sofortige Senkung des Steuer- 
satzes für schweres Heizöl auf 1,75 DM für 100 kg und eine 
weitere Senkung auf 1, — DM für 100 kg nach einem Jahr. 


D. Kosten 

Es wird ein erheblicher Steuerausfall vermieden. Der Ansatz 
für das Mineralölsteueraufkommen im Bundeshaushalt 1971 
beruht bereits auf der Annahme, daß das Änderungsgesetz ver- 
abschiedet wird. Der Vorschlag des Bundesrates würde eine 
erhebliche Minderung des Mineralölsteueraufkommens zur 
Folge haben. 
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Bonn, den 25. Februar 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


.Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes 
1964 und zur Änderung des Gesetzes zur 
Änderung des Mineralölsteuergesetzes 1964 
vom 24. April 1967 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 361. Sitzung am 29. Januar 1971 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Beschluß des Bun- 
desrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes 1964 und zur 
Änderung des Gesetzes zur Änderung des Mineralölsteuer- 
gesetzes 1964 vom 24. Äpril 1967 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen 

§ 1 

Das Mineralölsteuergesetz 1964 in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 20. Dezember 1963 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1003), zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes 

1964 vom 

wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 2 Nr. 7 wird die Angabe „30. April 

1971" ersetzt durch „31. Dezember 1974". 

2. § 2 Abs. 1 Nr. 4 erhält die folgende Fassung: 

„4. für 100 kg 

a) Petrolkoks der Nummer 

27.14-B des Zolltarifs 1,50 DM, 

b) andere Mineralöle nach § 1 
Abs. 2 Nr. 7 

vom 1. Mai 1971 bis 31. De- 
zember 1971 2,50 DM, 

vom 1. Januar 1972 bis 31. De- 
zember 1972 2,00 DM, 

vom 1. Januar 1973 bis 31. De- 
zember 1974 1,50 DM". 

3. § 8 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe „bis zum 30, April 1971" wird 
gestrichen. 

b) Die Nummern 1 und 2 erhalten die folgende 
Fassung: 

„1. Gasöle und die ihnen im 
Siedeverhalten entsprechen- 
den Mineralöle aus der Nr. 


27.07-G des Zolltarifs bis zum 
31. Dezember 1974 zum 


Steuersatz von 

1,00 DM, 

all anderen 


vom 1. Mai 1971 bis 31, De- 
zember 1971 zum Steuersatz 


von 

2,50 DM, 

vom 1. Januar bis zum 31. De- 
zember 1972 zum Steuersatz 


von 

2,00 DM, 

vom 1. Januar 1973 bis zum 
31. Dezember 1974 zum 
Steuersatz von 

1,50 DM" 


c) Die Angabe „1. Mai 1971" wird ersetzt durch 
„1. Januar 1975". 


§2 

In Artikel 2 des Gesetzes zur Änderung des Mi- 
neralölsteuergesetzes 1964 vom 24. April 1967 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 497) wird am Schluß der Punkt 
gestrichen und angefügt: 

„sowie zur Finanzierung allgemein notwendiger 
energiewirtschaftlicher Maßnahmen." 


§3 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§4 

Das Gesetz tritt am 1. Mai 1971 in Kraft. 
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Begründung 


I. 

Die Heizölsteuer wurde durch das Gesetz zur Ände- 
rung des Mineralölsteuergesetzes vom 26. April 
1960 (Bundesgesetzbl. I S. 241) mit Wirkung vom 
1. Mai 1960 zunächst für die Dauer von 3 Jahren 
eingeführt. Durch das Gesetz zur Änderung des 
Mineralölsteuergesetzes vom 11. April 1963 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 193) wurde sie bis zum 30. April 
1969 verlängert. Gleichzeitig wurde ab 1. Mai 1967 
eine Herabsetzung der Steuer für leichtes Heizöl 
von 10 auf 5 DM/t und für schweres Heizöl von 25 
auf 12 f 50 DM/t vorgesehen. Diese Degression ist, 
bevor sie wirksam wurde, durch das Gesetz zur 
Änderung des Mineralölsteuergesetzes 1964 vom 
24. April 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 497) aufgehoben 
und die Heizölsteuer in voller Höhe bis zum 
30. April 1971 verlängert worden. Mit den Gesetzen 
zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes 1964 
vom 20. Dezember 1968 (BGBl. I S. 1391) und vom 
27. Juni 1970 (BGBl. I S. 909) sind auch heizölähn- 
liche Brennstoffe aus Erdöl der Heizölsteuer unter- 
worfen worden, um Steuerumgehungen zu verhin- 
dern. 


II. 

Die Heizölsteuer übt eine doppelte Funktion aus: 
Sie soll als flankierende Maßnahme zugunsten der 
Steinkohle das Vordringen des Heizöls durch des- 
sen Belastung verlangsamen und gleichzeitig die er- 
forderlichen Haushaltsmittel für Kohlehilfen erbrin- 
gen. 

Im westeuropäischen Vergleich liegt die Steuerbe- 
lastung des schweren Heizöls in der Bundesrepublik 
mit 25 DM/t am höchsten. Es folgen Großbritannien 
mit rd. 21 DM/t und Italien mit rd. 19 DM/t. In 
Frankreich wird das schwere Heizöl überhaupt 
nicht besteuert. 

Beim leichten Heizöl ist die Besteuerung in der Bun- 
desrepublik im Vergleich mit den übrigen westeuro- 
päischen Ländern die niedrigste. 

Nach Artikel 2 des Gesetzes zur Änderung des 
Mineralölsteuergesetzes 1964 vom 24. April 1967 
ist das Aufkommen aus der Heizölsteuer zweckge- 
widmet; es „dient nach näherer Bestimmung des 
Bundeshaushaltsplans zur Finanzierung energiewirt- 
schaftlicher Maßnahmen zur Anpassung des Stein- 
kohlenbergbaus an die veränderte Lage auf dem 
Energiemarkt, insbesondere von Maßnahmen zur 
Vermeidung sozialer Härten, zur Absatzförderung 
und zur Rationalisierung im Steinkohlenbergbau". 


III. 

Auf die Heizölsteuer als energiepolitisches Instru- 
ment kann noch nicht verzichtet werden. Der gerade 
beginnende Konsolidierungsprozeß im Steinkohlen- 


bergbau bedarf einer kohlepolitischen Abstützung, 
wenn erneute strukturelle Spannungen vermieden 
werden sollen. Darüber kann auch die gegenwärtige 
weitgehende konjunkturbedingte Situation auf dem 
Kohlemarkt nicht hinwegtäuschen. Ein Fortfall der 
Heizölsteuer am 30. April 1971 und die damit ver- 
bundene Tendenz zu verstärkter Umstellung auf 
Heizöl als Brennstoff würden den Anpassungspro- 
zeß der Steinkohle erheblich beeinträchtigen. 


Das Aufkommen aus der Verlängerung der Heizöl- 
steuer nach dem Entwurf wird 


1971 (ab Mai) 

1972 

1973 

1974 

betragen. 


700 Millionen DM, 
1 060 Millionen DM, 
970 Millionen DM, 
1 010 Millionen DM 


IV. 

Für energiepolitische Maßnahmen werden auch in 
Zukunft erhebliche finanzielle Mittel erforderlich 
sein. Im Vordergrund stehen dabei die Maßnahmen 
zugunsten des Steinkohlenbergbaus. Der Mittelaut- 
wand wird im Gesetzgebungsverfahren im einzelnen 
dargelegt werden. 

Außerdem hat die Orientierung unserer Energiever- 
sorgung auf Einfuhrenergien inzwischen ein Ausmaß 
erreicht, das zusätzliche Absicherungen gegenüber 
Versorgungsstörungen erforderlich macht. Der An- 
teil des Mineralöls am gesamten Primärenergiever- 
brauch der Bundesrepublik ist auf über 50 v. H. an- 
gestiegen. Das Bundeskabinett hat daher die Anlage 
einer Rohölreserve des Bundes beschlossen. Im 
Rahmen dieses Programms sind bis 1974 jährlich 
Mittel in Höhe von 150 Millionen DM bereitzustel- 
len. 

Der Erhöhung der Sicherheit der deutschen Mineral- 
ölversorgung dient auch das Starthilfeprogramm für 
die einheimischen Mineralölgesellschaften. Durch die- 
ses Programm soll den deutschen Mineralölunter- 
nehmen bekanntlich die Möglichkeit gegeben wer- 
den, sich eine eigene Rohölbasis im Ausland zu 
schaffen. Der Bund wird dafür in den kommenden 
Haushaltsjahren je 115 Millionen DM zur Verfü- 
gung stellen. 

Schließlich wird die Energieversorgung der struk- 
turschwachen Gebiete der Bundesrepublik zu ver- 
bessern sein. Auch hierfür werden beträchtliche fi- 
nanzielle Aufwendungen erforderlich sein, deren 
Größenordnung im einzelnen heute noch nicht fest- 
zulegen ist. 


V. 

Die Bundesregierung hält an ihrer wiederholt abge- 
gebenen Erklärung fest, daß die Heizölsteuer keine 
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Fiskalsteuer werden darf. Der Gesetzentwurf trägt 
diesem Gesichtspunkt dadurch Rechnung, daß 

die Heizölsteuer zunächst bis Ende 1974 befristet 
und der Steuersatz für das schwere Heizöl mehrfach 
gesenkt wird. 

Diese Ausgestaltung der Heizölsteuer wird den dar- 
gelegten energiepolitischen Erfordernissen gerecht. 
Die Steuersätze für heizölähnliche Brennstoffe sol- 
len entsprechend gesenkt werden. Für Petrolkoks 
bedarf es einer Senkung nicht. Durch das Gesetz 
zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes 1964 

vom (BGBl. I S ) ist eine besondere 

Steuerbefreiung für Petrolkoks eingeführt worden, 
soweit es zur Verkokung von Steinkohle verwendet 
wird. 


Mit dieser Degression würde die Besteuerung des 
schweren Heizöls zugleich den in den übrigen Mit- 
gliedsländern der EG geltenden Sätzen angepaßt. 
Der Steuersatz für das leichte Heizöl soll dagegen 
auch im Hinblick auf die weit höheren Steuersätze 
in den westeuropäischen Ländern unverändert fort- 
bestehen. 

Entsprechend der weitergehenden Zielsetzung ist 
die Zweckwidmung der Heizölsteuer auf allgemeine 
energiepolitische Erfordernisse ausgedehnt worden. 
Bund, Länder und Gemeinden werden nicht mit 
Kosten belastet. 

Die Herabsetzung der Steuer für schweres Heizöl 
wird sich tendenziell preissenkend auswirken. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 


1. Die Heizölsteuer darf auch in Zukunft keine Fis- 
kalsteuer sein; ihre Gestaltung ist den energie- 
politischen Erfordernissen anzupassen. 

Eine Erweiterung der Zweckwidmung über den 
bisherigen Rahmen hinaus auf allgemein not- 
wendige energiewirtschaftliche Maßnahmen er- 
scheint sachgerecht; hierunter sind nach Auf- 
fassung des Bundesrates u. a. auch regionalwirt- 
schaftlich bedeutsame Maßnahmen zur Verbesse- 
rung der Energiestruktur zu verstehen. 

Der Bundesrat geht von der Erwartung aus, daß 
die Ermäßigungen des Steuersatzes dem Ver- 
braucher voll zugute kommen werden. 

Im übrigen bittet der Bundesrat die Bundesregie- 
rung, bei den Beratungen über die Harmonisie- 
rung der Heizölbesteuerung in den Mitgliedstaa- 
ten der Europäischen Gemeinschaft darauf hinzu- 
wirken, daß die Steuersätze nach energiepoliti- 
schen Erfordernissen ausgerichtet werden. 

2. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen: 11 . 

Begründung 

Das Gesetz bedarf der Zustimmung des Bundes- 
rates, da ein Gesetz geändert werden soll, das 
mit Zustimmung des Bundesrates gemäß Artikel 
105 Abs. 3 des Grundgesetzes ergangen ist. 

3. § 1 Nr. 2 und 3 ist wie folgt zu fassen: 

,2. § 2 Abs. 1 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

„4. für 100 kg 

a) Petrolkoks der Nummer 27.14-B 

des Zolltarifs 1,50 DM 

b) andere Mineralöle nach § 1 

Abs. 2 Nr. 7 

vom 1. Mai 1971 bis 30. April 

1972 1,75 DM 


vom 1. Mai 1972 bis 31. De- 
zember 1974 1, — DM 

3. § 8 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe „bis zum 30. April 
1971" wird gestrichen. 

b) Die Nummern 1 und 2 erhalten 
die folgende Fassung: 

„1. Gasöle und die ihnen im 
Siedeverhalten entsprechen- 
den Mineralöle aus der Nr. 

27.07-G des Zolltarifs bis 
zum 31. Dezember 1974 zum 
Steuersatz von 1, — DM 

2. alle anderen 

vom l.Mai 1971 bis 30. April 
1972 zum Steuersatz von 1,75 DM 

vom 1. Mai 1972 bis 31. De- 
zember 1974 zum Steuersatz 
von 1 , — DM 

c) Die Angabe „1. Mai 1971" wird ersetzt 
durch „1. Januar 1975".' 

Begründung 

Der Bundesrat hält die Anpassung der Heizöl- 
steuer an die veränderte Situation auf dem 
Energiemarkt für notwendig. Vom Abbau der 
Steuer auf schweres Heizöl sind Preissenkungs- 
tendenzen zu erwarten; angesichts steigender 
Energiepreise muß eine sofortige Degression 
wirksam werden, wobei — auch im Interesse der 
angestrebten Harmonisierung der Steuerbela- 
stung in der Europäischen Gemeinschaft und im 
Verhältnis zu den sonstigen Nachbarländern — 
ein höherer Degressionssatz erforderlich er- 
scheint. Damit wird zugleich eine Wettbewerbs- 
benachteiligung der revierfernen Gebiete sowohl 
im Inland als auch gegenüber dem Ausland ge- 
mildert; dies ist aus den allgemein anerkannten 
Gründen rdljionaler Strukturförderung unver- 
züglich geboten. Die Steuer auf heizölähnliche 
Brennstoffe ist entsprechend zu senken. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


1. Die Bundesregierung stimmt den allgemeinen 
Bemerkungen des Bundesrates zur Fortführung 
der Heizölsteuer in vollem Umfange zu. Sie 
selbst hat wiederholt zum Ausdruck gebracht, 
daß die Heizölsteuer eine energiepolitische 
Maßnahme sei und keine Fiskalsteuer werden 
dürfe. 

Unter IV. der Begründung des Gesetzentwurfs 
hat die Bundesregierung ihre Absicht bekundet, 
das Aufkommen aus der Heizölsteuer auch zur 
Verbesserung der Energieversorgung struktur- 
schwacher Gebiete der Bundesrepublik zu ver- 
wenden. 

Die Bundesregierung geht mit dem Bundesrat von 
der Erwartung aus, daß die Ermäßigungen des 
Steuersatzes den Verbrauchern zugute kommen 
werden. 

Was die Harmonisierung der Heizölsteuer in 
den Mitgliedsländern der Europäischen Gemein- 
schaft betrifft, so hat die Bundesregierung schon 
in bisherigen Verhandlungen klar den Stand- 
punkt vertreten, daß sich die Harmonisierung in 
eine energiepolitische Gesamtkonzeption der 
Gemeinschaft einfügen müsse. An dieser Auf- 
fassung hält die Bundesregierung fest. 

2. Der vorgeschlagenen Änderung der Eingangs- 
worte zum Gesetzentwurf vermag sich die Bun- 
desregierung nicht anzuschließen. Der Gesetz- 
entwurf der Bundesregierung bedarf nicht der 
Zustimmung des Bundesrates, da lediglich zwei 
nicht der Zustimmung bedürftige Gesetze geän- 
dert werden sollen. Auf die früheren, bei jeder 
Änderung des Mineralölsteuergesetzes wieder- 
holten Stellungnahmen zu dieser Frage wird 
Bezug genommen. 

3. Zu § 1 Nr. 2 und 3 

Die Bundesregierung widerspricht dem Vor- 
schlag des Bundesrates. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß sich 
ein beschleunigterer und stärkerer Abbau des 
Steuersatzes für schweres Heizöl mit dem heute 
erreichten Stand des Anpassungsprozesses des 
Steinkohlenbergbaus noch nicht verträgt. Der 
durch die Neuordnung des Steinkohlenbergbaus 
eingeleitete Prozeß bringt unvermeidbare An- 
laufschwierigkeiten mit sich, und es bedarf einer 
gewissen Zeit, bevor sich die eingeleiteten Maß- 
nahmen voll auswirken. Nach Auffassung der 
Bundesregierung muß deshalb bei dem Abbau 
der flankierenden Kohleschutzmaßnahmen be- 
hutsam vorgegangen werden, wenn der gerade 
anlaufende Konsolidierungsprozeß der Stein- 
kohle nicht gefährdet werden soll. Dies gilt ins- 


besondere auch deshalb, weil die Bundesregie- 
rung in den vergangenen beiden Jahren eine 
Reihe von restriktiven Maßnahmen gegenüber 
konkurrierenden Energieträgern bereits be- 
trächtlich aufgelockert hat. Dieser Weg wird mit 
der von der Bundesregierung vorgeschlagenen 
modifizierten Verlängerung der Heizölsteuer 
konsequent und angemessen fortgesetzt. 

Die Bundesregierung verfolgt aufmerksam die 
Preisentwicklung auf dem internationalen Mine- 
ralölmarkt. Nach den ihr zur Verfügung stehen- 
den Informationen sind die Preise für Mineral- 
ölprodukte in den meisten anderen westeuro- 
päischen Idustieländern zum Teil wesentlich stär- 
ker gestiegen als in der Bundesrepublik. Inso- 
weit haben sich also aus dieser Entwicklung neue 
Wettbewerbsnachteile für die deutschen Mineral- 
ölverbraucher nicht ergeben. Die Bundesregie- 
rung ist darüber hinaus der Auffassung, daß 
Preissteigerungstendenzen nachhaltig nur über 
eine Intensivierung des Wettbewerbs im Mine- 
ralölbereich begegnet werden kann. Sie mißt in 
diesem Zusammenhang der Aussetzung der 
Selbstbeschränkung beim schweren Heizöl beson- 
dere Bedeutung bei. 

Eine Wettbewerbsbenachteiligung der revier- 
fernen Verbraucher durch die Heizölsteuer ver- 
mag die Bundesregierung nicht zu sehen. Die 
rasche Zunahme des Heizölanteils am Gesamt- 
energieverbrauch macht die Wettbewerb svor- 
teile dieses Energieträgers deutlich. Durch den 
vorgesehenen Abbau der Heizölsteuer wird sich 
die Wettbewerbssituation der revierfernen Ge- 
biete sowohl im Inland als auch gegenüber dem 
Ausland weiter verbessern. 

Die neuesten Harmonisierungsbestrebungen der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaft zie- 
len darauf ab, daß bei den Heizölsteuern zum 
1. Januar 1976 bestimmte Höchstsätze nicht über- 
schritten werden sollen. In einer Zwischenphase 
sollen zum 1. Januar 1974 die Differenzen zwi- 
schen den derzeitigen Sätzen und den angestreb- 
ten Höchstsätzen um die Hälfte verringert wer- 
den. Der Gesetzentwurf der Bundesregierung 
geht weiter als die Vorstellungen der Kommis- 
sion. Ein höherer Degressionssatz ist insofern 
nicht erforderlich. 

Schließlich würden aber auch die mit dem Vor- 
schlag des Bundesrates verbundenen Steuermin- 
dereinnahmen in Höhe von insgesamt rd. 600 
Millionen DM die Durchführung der mit dem 
Heizölsteueraufkommen zu finanzierenden ener- 
giepolitischen Maßnahmen beeinträchtigen und 
damit den Handlungsspielraum der Energiepoli- 
tik bereits zu einem Zeitpunkt einengen, zu dem 
sich die finanziellen Konsequenzen der verschie- 
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denen in der Begründung des Gesetzentwurfs er- 
wähnten zusätzlichen energiepolitischen Maß- 
nahmen noch nicht übersehen lassen. 

Bei der Verlängerung der Heizölsteuer sind die 
verschiedenen, zum Teil gegensätzlichen Ge- 
sichtspunkte angemessen zu berücksichtigen. Die 
Bundesregierung ist der Auffassung, daß der von 
ihr vorgelegte Gesetzentwurf sowohl den ener- 
giepolitischen Erfordernissen als auch den wohl- 
verstandenen Interessen der Energieverbraucher 
gleichermaßen Rechnung trägt. 
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